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Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Dr. Anton Hofreiter, Nicole Maisch, Winfried Hermann, 
Undine Kurth (Quedlinburg), Cornelia Behm, Bettina Herlitzius und der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


Umsetzung des neuen Fahrgastrechtegesetzes 


Am 29. Juli 2009 ist das neue Fahrgastrechtegesetz in Kraft getreten. Die 
Schlichtungsstelle Mobilität beim Verkehrsclub Deutschland arbeitet verkehrs- 
trägerübergreifend und bearbeitet alle Beschwerden, die eine Fernverkehrsreise 
mit der Bahn, dem Flugzeug, der Fähre oder dem Bus betreffen. Die Schlich- 
tungsstelle Mobilität hat mit 84 ausländischen Flugunternehmen zusammenge- 
arbeitet, auf die sich 1 200 Anfragen pro Jahr bezogen. 

Diese Schlichtungsstelle wird am 30. November 2009 ihre Arbeit einstellen 
müssen, weil die öffentliche Finanzierung endet. Die neue Schlichtungsstelle in 
der Trägerschaft der Verkehrsunternehmen wird am 1 . Dezember 2009 ihre Ar- 
beit aufnehmen. Es ist bekannt, dass die Flugunternehmen sich an dieser neuen 
Schlichtungsstelle nicht beteiligen werden. 

In den Pressemitteilungen des Bundesministeriums der Justiz (BMJ) und in 
den FAQ (FAQ = Frequently Asked Questions) der DB AG zu den neuen Fahr- 
gastrechten finden sich zudem keine Hinweise auf die Rechte von Reisenden 
mit Fahrrädern. 

Wir fragen die Bundesregierung 

1 . An welche Schlichtungsstelle können Fluggäste und Busfemreisende sich ab 
dem 1 . Dezember 2009 mit i hr en Beschwerden wenden, wenn sie eine deut- 
sche Fluggesellschaft betreffen? 

2. An welche Schlichtungsstelle können Fluggäste und Busfemreisende sich ab 
dem 1. Dezember 2009 mit ihren Beschwerden wenden, wenn sie eine euro- 
päische Fluggesellschaft betreffen? 

3. An welche Schlichtungsstelle können Fluggäste und Busfemreisende sich ab 
dem 1. Dezember 2009 mit ihren Beschwerden wenden, wenn sie eine 
außereuropäische Fluggesellschaft betreffen? 

4. Inwieweit trifft es zu, dass das Bundesministerium für Verkehr, Bau und 
Stadtentwicklung (BMVBS) die Bestellung eines Vertreters des Luftfahrt- 
bundesamts (LBA) in den Beirat der neuen Schlichtungsstelle für den öffent- 
lichen Personennahverkehr untersagt hat, und welche Gründe hat es dafür? 

5. Inwieweit ist sichergestellt, dass die neue Schlichtungsstelle die Mindest- 
grundsätze der EU-Kommission für das Funktionieren außergerichtlicher 
Schlichtungsstellen erfüllt? 


Drucksache 16/13893 


-2- 


Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


6. In welcher Form wird sichergestellt, dass die mit der Streitbeilegung be- 
fassten Personen die Empfehlung der EU-Kommission erfüllen und in den 
letzten drei Jahren nicht von einem Berufsverband oder betroffenen Unter- 
nehmen beschäftigt wurden? 

7. Besteht eine Pflicht zur Veröffentlichung eines jährlichen Berichts? 

8. Wird die neue Schlichtungsstelle alle Beschwerden, die den Bahnverkehr 
betreffen, bearbeiten oder lediglich die, die in den Anwendungsbereich des 
Fahrgastrechtegesetzes fallen? 

9. Inwieweit wird die neue Schlichtungsstelle Beschwerden über die verspä- 
tete oder versäumte Kündigung eines BahnCard-Abonnementenvertrags 
bearbeiten? 

10. Inwieweit wird die neue Schlichtungsstelle Beschwerden über Fahrpreis- 
nacherhebungen z. B. aufgrund nicht eingehaltener Zugbindung oder 
Aktionstickets mit beschränkter Gültigkeit bearbeiten? 

11. Inwieweit wird die neue Schlichtungsstelle Beschwerden zum Service, 
z. B. defekte Toiletten oder Klimaanlagen oder mangelnde Informationen 
bei Störungen bearbeiten? 

12. Welche Telefongebühren werden für einen Anruf in der neuen Schlich- 
tungsstelle ab dem 1. Dezember 2009 erhoben? 

13. Welche Kosten werden für den Schlichtungsvorgang erhoben? 

14. Wie lange soll die Schlichtung maximal dauern, und welche durchschnitt- 
liche Bearbeitungszeit ist angestrebt? 

15. Bezieht sich der Anspruch auf Entschädigung bei Verspätung auch auf den 
Preis der Fahrradbeförderung, falls eine Fahrradkarte erworben wurde? 

16. Das Gesetz sieht vier Euro als Bagatellgrenze vor. Können mehrere gerin- 
gere Entschädigungsforderungen gesammelt angemeldet werden, um diese 
Grenze zu überschreiten, und wenn nein, warum nicht? 

17. Trifft die Regelung, dass ein Fahrgast, dessen Nahverkehrszug sich um 
mindestens 20 Minuten verspätet ohne Aufpreis einen Fernverkehrszug 
nehmen darf, auch dann zu, wenn der Fahrgast ein Fahrrad mitführt, und 
wenn nein, warum nicht? 

18. Wie ist der Fall geregelt, dass ein Fahrgast mit Fahrrad wegen Verspätung 
oder Zugausfall mit einem anderen Fern verkehrszug weiterfahren möchte, 
für den er aber keinen Fahrradstellplatz reservieren konnte, muss das 
Eisenbahnverkehrsunternehmen das Fahrrad dennoch mitnehmen oder darf 
es die Beförderung ablehnen? 

19. Wie ist der Fall geregelt, dass ein Fahrgast wegen Verspätung oder Zugaus- 
fall statt im IC in einem ICE weiterfahren möchte? 

20. Falls die Beförderung abgelehnt werden darf, muss das Eisenbahnver- 
kehrsunternehmen die gesetzliche Entschädigung oder bei Abbrach der 
Fahrt den Rücktransport des Fahrrads zahlen? 


Berlin, den 13. August 2009 

Renate Künast, Fritz Kuhn und Fraktion 


Gesamtherstellung: H. Heenemann GmbH & Co., Buch- und Offsetdruckerei, Bessemerstraße 83-91, 12103 Berlin 
Vertrieb: Bundesanzeiger Verlagsgesellschaft mbH, Amsterdamer Str. 192, 50735 Köln, Telefon (02 21) 97 66 83 40, Telefax (02 21) 97 66 83 44 

ISSN 0722-8333 


